
 

 

 

 

 

 

Ergänzende zusammenfassende 

Umwelterklärung zur 

Eignungsfeststellung der Flächen 

N.3.5, N-3.6 und N-7.2  

Hamburg, Februar 2022 

Die umfassende zusammenfassende Er-

klärung ergibt sich aus dem Dokument 

„Eignungsprüfung für die Flächen N-3.5, N-

3.6 und N-7.2“. Dieses enthält Ausführun-

gen zum Verfahren, zur Prüfung der Eig-

nung hinsichtlich aller relevanten Belange 

inklusive der Meeresumwelt sowie zur Be-

stimmung der zu installierenden Leistung. 

Darin wird auch konkret auf Stellungnah-

men und Äußerungen zu verschiedenen 

Belangen im Rahmen der Öffentlichkeits- 

und Behördenbeteiligung eingegangen. 

Zudem wird auf die Begründung der Eig-

nungsfeststellung (2. WindSeeV) sowie die 

Umweltberichte verwiesen. Ergänzend 

stellen die folgenden Ausführungen mit 

Blick auf die Umweltbelange knapp die 

Grundlagen der Prüfung sowie die Berück-

sichtigung von Stellungnahmen und Äuße-

rungen dar. 

Das für die Voruntersuchung von Flächen 

zuständige Bundesamt für Seeschifffahrt 

und Hydrographie prüft gemäß § 12 Ab-

satz 4 Satz 1 i. V. m. § 10 Absatz 2 Wind-

energie-auf-See-Gesetz (WindSeeG) die 

Eignung einer Fläche zur Ausschreibung. 

Geprüft wird, ob der Errichtung und dem 

Betrieb von Windenergieanlagen auf See 

auf der  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

jeweiligen Fläche (1) die Kriterien für die 

Unzulässigkeit der Festlegung einer Fläche 

im Flächenentwicklungsplan nach § 5 

Abs. 3 Windenergie- auf-See-Gesetz und 

(2) bei Flächen in der ausschließlichen 

Wirtschaftszone die nach § 48 Absatz 4 

Satz 1 WindSeeG für die Planfeststellung 

maßgeblichen Belange nicht entgegenste-

hen, soweit diese unabhängig von der spä-

teren Ausgestaltung des Vorhabens beur-

teilt werden können. Gemäß § 12 Absatz 5 

WindSeeG werden das Ergebnis der Eig-

nungsprüfung und die zu installierende 

Leistung durch Rechtsverordnung festge-

stellt, wenn die Eignungsprüfung ergibt, 

dass die Fläche zur Ausschreibung geeig-

net ist. 

Im Rahmen der Eignungsprüfung werden 

nach § 10 Absatz 2 i. V. m. § 5 Absatz 3 

und § 48 Absatz 4 Satz 1 WindSeeG ver-

schiedene Belange geprüft: die Erforder-

nisse der Raumordnung, die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs, die Sicherheit 

der Landes- und Bündnisverteidigung, die 

Lage in Schutzgebieten, vorrangige berg-

rechtliche Aktivitäten, bestehende und ge-

plante Kabel-, Offshore-Anbindungs-, 

Rohr- und sonstige Leitungen, bestehende 

und geplante Standorte von Konverterplatt-

formen oder Umspannanlagen sowie an-

dere Anforderungen nach dem WindSeeG 



und sonstige öffentlich-rechtliche Bestim-

mungen. 

Eine Fläche ist unter anderem gemäß § 10 

Absatz 2 i. V. m. § 5 Absatz 3 Nr. 2 und 

§ 48 Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 WindSeeG nur 

geeignet, wenn die Errichtung und der Be-

trieb von Windenergieanlagen auf See die 

Meeresumwelt nicht gefährden, insbe-

sondere eine Verschmutzung der Mee-

resumwelt im Sinne des Artikel 1 Absatz 1 

Nr. 4 SRÜ nicht zu besorgen ist und der Vo-

gelzug nicht gefährdet wird. Gemäß § 35 

Absatz 1 Satz 1 UVPG i. V. m. Nr. 1.8 An-

lage 5 UVPG ist bei Feststellungen der Eig-

nung einer Fläche und der installierbaren 

Leistung auf der Fläche nach § 12 Absatz 5 

des WindSeeGes eine Strategische Um-

weltprüfung durchzuführen. Im Rahmen 

dieser Prüfung werden die voraussichtli-

chen erheblichen Umweltauswirkungen bei 

Durchführung des Plans für diese Fläche 

ermittelt, beschrieben und bewertet.  

Die Eignungsfeststellung kann nach § 12 

Absatz 5 Satz 1 WindSeeG Vorgaben für 

das spätere Vorhaben beinhalten, wenn 

andernfalls durch die Errichtung und den 

Betrieb von Windenergieanlagen auf See 

auf dieser Fläche Beeinträchtigungen der 

Kriterien und Belange nach § 10 Absatz 2 

WindSeeG zu besorgen sind.  

Im Rahmen der Prüfung und Feststellung 

der Eignung der Flächen N-3.5, N-3.6 und 

N-7.2 in der ausschließlichen Wirtschafts-

zone der Nordsee wurde eine Strategi-

sche Umweltprüfung durchgeführt. Diese 

hat für jede der drei Flächen ergeben, dass 

bei Einhaltung der in der Eignungsfeststel-

lung (2. WindSeeV) aufgeführten Vorgaben 

keine Gefährdung der Meeresumwelt vor-

liegt. Für die Prüfung der Eignung der Flä-

chen mit Blick auf die Gefährdung der Mee-

resumwelt wird auf Kapitel 3.2 der Eig-

nungsprüfung der Flächen N-3.5, N-3.6 

und N-7.2 verwiesen. Kapitel 2 Abschnitt 1 

Unterabschnitt 1 der Eignungsfeststellung 

(2. WindSeeV) enthält Vorgaben für die 

späteren Offshore-Windpark Vorhaben, die 

hinsichtlich der Meeresumwelt einzuhalten 

sind. Diese betreffen etwa Emissionen, 

Schallschutz und Monitoring. 

Im Rahmen der Beteiligung nach den 

§§ 41, 42, 60 Absatz 1 und 61 Absatz 1 

UVPG sind zur Umweltprüfung Stellung-

nahmen und Äußerungen insbesondere 

zu den Themen Kulturgüter, Benthos und 

Fische, Seevögel, Vogelzug und Schweins-

wale eingegangen. Insbesondere wurden 

diese wie folgt berücksichtigt: 

Im Rahmen der Beteiligung wurde zu den 

Flächen N-3.5 und N-3.6 aus den hohen 

Dichten ziehender Vögel nahe der Küste 

ein erhöhtes Kollisionsrisiko durch küsten-

nah betriebene Offshore-Windparks abge-

leitet, dem mit zeitweisem Abschalten bei 

sehr hohen Zugintensitäten (den sog. Mas-

senzugereignissen) begegnet werden 

solle. Massenzugereignisse beschränkten 

sich auf wenige Tage pro Zugsaison, 

wodurch mit vergleichsweise kurzen Still-

standszeiten viele Vogelkollisionen vermie-

den werden könnten. Die Stellungnahme 

regt daher das temporäre Abschalten und 

im Trudelbetrieb in den Wind drehen an, 

sobald in der Nacht 250 Radarsignale/km/h 

im Höhenbereich von 0-200 m oder am Tag 

bei Sichtweiten unter 500 Metern ein regel-

mäßiges Vorkommen tagziehender kollisi-

onsgefährdeter Arten im Gefährdungsbe-

reich des Offshore-Windparks registriert 

werden. Das setze ein gezieltes Monitoring 

während der Zugzeiten und effektive Ab-

schaltkriterien voraus. Aus Sicht des BSH 

liegt zum Zeitpunkt der Eignungsfeststel-

lung der Flächen N-3.5 und N-3.6 kein im 

Vergleich zur Eignungsfeststellung der be-

nachbarten Fläche N-3.8 veränderter 

Kenntnisstand zum Vogelzuggeschehen 

bzw. einem signifikant erhöhten Tötungsri-

siko gemäß § 44 Absatz 1 Nr. 1 Bundesna-

turschutzgesetz vor, der eine anderslau-

tende artenschutzrechtliche Einschätzung 

auf der Ebene der Eignungsfeststellungen 

der Fläche N-3.5 und N-3.6 zum jetzigen 

Zeitpunkt begründet. Ein entsprechender 

Verweis wurde in Kapitel 6.3.1 der Umwelt-

berichte aufgenommen. 



Zudem wurde im Rahmen der grenzüber-

schreitenden Beteiligung auf die Wissens-

lücken hinsichtlich des Rast- und Zugver-

haltens insbesondere von Stern- (Gavia 

stellata) und Prachttauchern (Gavia arc-

tica), aber auch anderer in Anhang I der Vo-

gelschutzrichtlinie aufgeführten Vogelarten 

hingewiesen. Weitere Untersuchungen er-

schienen aus Sicht der Stellungnehmen-

den Stelle diesbezüglich erforderlich. Fer-

ner wurde ein Fehlen spezifischer Abhilfe-

maßnahmen angemerkt, um ein Kollisions-

risiko von Vögeln und Fledermäusen zu mi-

nimieren. Auf Grundlage umfangreicher 

Untersuchungen zum Meideverhalten von 

Seetauchern gegenüber Windenergieanla-

gen während der Rast, der herausragen-

den Bedeutung des Hauptkonzentrations-

gebiet als Rastgebiet in der Deutschen 

Bucht zum Flugverhalten während des 

Zugs auf allen drei Flächen können aus 

Sicht des BSH erhebliche Auswirkungen 

mit der erforderlichen Sicherheit ausge-

schlossen werden. Zu Maßnahmen, um 

mögliche Kollisionen von Vögeln und Fle-

dermäusen zu vermeiden, siehe vorheriger 

Absatz.  

Aus der grenzüberschreitenden Beteiligung 

gab es ebenfalls den Hinweis, dass zum 

Schutz mariner Säugetiere der Baulärm 

durch doppelte Blasenschleier minimiert 

werden solle. Die Eignungsfeststellung (2. 

WindSeeV) enthält eine Vorgabe, wonach 

die durch Rammarbeiten verursachten 

Schallemissionen für den Schalldruck den 

Wert von 160 Dezibel und für den Spitzen-

schalldruckpegel den Wert von 190 Dezibel 

in einer Entfernung von 750 Metern nicht 

überschreiten dürfen. Konkretisierend wird 

im späteren Verfahren regelmäßig zur 

Schallminderung im erforderlichen Ausmaß 

der Einsatz einer Kombination aus einem 

pfahlfernen und einem pfahlnahen Blasen-

schleier (z. B. HydroSoundDamper) ange-

ordnet. Die 2. WindSeeV ist insoweit für 

technische Weiterentwicklungen offenge-

halten. 

Um mögliche Veränderung von Habitatnut-

zungsmustern von Schweinswalen vor und 

während Bau und Betrieb der Offshore-

Windparks feststellen zu können, wurde in 

der Beteiligung angeregt, zusätzlich zu ei-

nem großräumig angelegten Dauer-Moni-

toring mit POD (Porpoise Detector)-Statio-

nen zwei Jahre vor Beginn der Bautätigkei-

ten drei Klickdetektoren, sog. PODs, in der 

Fläche N-7.2 auszubringen. Ob zusätzlich 

zu anderen Erhebungen flächenspezifische 

POD-Erfassungen vor Baubeginn als Maß-

nahme erforderlich sind, wird geprüft. Die 

zuständige Zulassungsbehörde hat im spä-

teren Verfahren im Rahmen ihrer Kompe-

tenzen nach dem WindSeeG die Möglich-

keit, entsprechende zusätzliche Maßnah-

men anzuordnen, sollten sie erforderlich 

sein. 

Zum Thema Fische wurde in der grenz-

überschreitenden Beteiligung angemerkt, 

die Errichtung von Offshore-Windenergie-

anlagen beeinflusse kleinräumig die Strö-

mungen und möglicherweise auch die Ar-

tenzusammensetzung von Fischen. Bis-

lang fehlten gesicherte Erkenntnisse zu 

den Auswirkungen der Windkraftanlagen 

auf Fischschwärme wie z. B. der Sprotte, 

die möglicherweise auf Schatten der dre-

henden Rotoren reagiert. Weitere For-

schungsbedarfe wurden beschrieben, da-

runter die Auswirkungen von Offshore-Win-

parks auf das Nahrungsnetz und die Ef-

fekte von Lärm und magnetischen Feldern. 

Das BSH stellt fest, dass pelagische Fische 

von den Standard-Untersuchungsmetho-

den nicht repräsentativ erfasst werden. Al-

lerdings fehlen bislang Belege für einen ne-

gativen Einfluss von Offshore-Windparks 

auf Fische. Der sogenannnte Riffeffekt 

wirkt offenbar neutral oder positiv auf die A-

bundanz und Biodiversität der Fische. Da 

die gesamte Fischgemeinschaft und nicht 

einzelne Arten Gegenstand der Prüfung 

sind, werden Untersuchungen einzelner Ar-

ten als unverhältnismäßig erachtet. Mag-

netfelder der einzelnen Kabelsysteme he-

ben sich bei den geplanten bipolaren (Hin- 

und Rückleiter) bzw. Dreileiter- Kabelkonfi-

gurationen weitgehend auf, verbleibende 

Magnetfelder sind schwächer als das na-

türliche Erdmagnetfeld. Kumulative Effekte 

und Wechselwirkungen sind Gegenstand 



der Prüfung, können jedoch infolge die Va-

riabilität des Lebensraumes und der Kom-

plexität des Nahrungsnetzes und der Stoff-

kreisläufe nur sehr ungenau beschrieben 

werden.  

Im Rahmen der Behörden- und Öffentlich-

keitsbeteiligung wurde zudem angemerkt, 

es sei unzulässig, die Fischerei als alleinige 

Vorbelastung für die Schutzgüter Benthos 

und Fische zu betrachten. Aus Sicht des 

BSH ist durch die einschlägige Literatur gut 

belegt, dass die grundberührende Fische-

rei die wirksamste direkte Störgröße für bo-

denlebende Arten ist. Dennoch wird in der 

Strategischen Umweltprüfung neben der 

Fischerei auch die Eutrophierung als Krite-

rium für die Vorbelastung herangezogen. 

Hinsichtlich der Berücksichtigung weiterer 

Stellungnahmen und Äußerungen in der 

nationalen und grenzüberschreitenden Be-

teiligung zum Thema Fischerei wird auf Ka-

pitel 3.8.3 der Eignungsprüfung der Flä-

chen N-3.5, N-3.6 und N-7.2 verwiesen, in 

dem konkret auf Stellungnahmen und Äu-

ßerungen eingegangen wird.  

Eine im Rahmen der Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung eingegangene Stel-

lungnahme fordert, im Planfeststellungs-

verfahren sei der Träger des Vorhabens 

zur Ermittlung von Kultur- und Sachgütern 

unter Einbeziehung externen archäologi-

schen Gutachtens bzw. eines Unterwas-

ser-Archäologen zu verpflichten. Die Stel-

lungnahme fordert Untersuchungen zur 

Feststellung von Bodenmerkmalen auf der 

Grundlage allgemein anerkannter Prüfme-

thoden (archäologische Auswertung von 

Sidescan-Sonardaten, bathymetrischen 

Daten und Magnetometerdaten, falls erfor-

derlich Untersuchung von Anomalien mit 

ROV bzw. durch archäologische Taucher), 

eine kartographische Darstellung der Bo-

denmerkmale für alle vom Bau und baube-

dingten Auswirkungen betroffenen Berei-

che sowie eine Beschreibung von Vermei-

dungsmaßnahmen und bei unvermeidba-

ren Eingriffen Maßnahmen zur Bergung 

und Dokumentation. Die Eignungsfeststel-

lung (2. WindSeeV) enthält zum einen eine 

Vorgabe, wonach vor Beginn der Planung 

und Realisierung der Anlagen vorhandene 

Kultur- und Sachgüter auf der Fläche ermit-

telt, dokumentiert, gemeldet und alle dar-

aus gegebenenfalls resultierenden Schutz-

maßnahmen ergriffen werden müssen. Zu-

dem ist eine Vorgabe enthalten, wonach 

auf Anforderung der Planfeststellungsbe-

hörde als Grundlage für die Zulassungsent-

scheidung eine Auswertung der in der Vor-

untersuchung gewonnen Daten über Ver-

dachtsfälle von Kulturgütern eingereicht 

werden muss. Im Rahmen der Eignungs-

prüfung und -feststellung werden insbeson-

dere die Flächenvoruntersuchungen der 

Bathymetrie sowie des Seitensichtsonars 

und des Magnetometers abgeglichen und 

gegebenenfalls mittels ROV verifiziert. 

Diese Ergebnisse werden hinsichtlich des 

Schutzgutes Boden ausgewertet. In die-

sem Auswertungsprozess identifizierte Kul-

turgüter, wie z. B. Schiffswracks, fließen in 

die Eignungsprüfung ein. Im Rahmen der 

Voruntersuchung erfolgt keine gesonderte 

Untersuchung der Fläche auf Kulturgüter.  


